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7. Wahlperiode 

01. 06. 73 


Sachgebiet 613 


Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare verkündete Sechsundzwangzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
6, 7, 10, 14 und 26 des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Außenwirtschaftsgesetzes vom 23. Februar 1973 
(Bundesgesetzbl. I S. 109), verordnet die Bundesre- 
gierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. 1967 I S. 1), zuletzt geändert durch die 
Fünfundzwanzigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 2. Februar 1973 
(Bundesgesetzbl. I S. 49), wird wie folgt geändert: 

1 . In § 5 Abs. 2 wird im letzten Halbsatz hinter dem 
Wort „Vertrag" das Wort „derartige" eingefügt. 

2. In den §§ 5a, 32a Abs. 2, § 33 Abs. 4, § 38 
Abs. 2 Nr. 1, § 43b Abs. 1, 2 und 3, § 44a Abs. 1 
und 2, in der Überschrift zu § 51a, in § 51a 
Abs. 1 Nr. 1, 2, 3, 4 und 5, Abs. 2 Buchstaben a 
und b, §§ 58a und 71 Abs. 1 Nr. 9 sowie in den 
Länderlisten D und E (Anlage L) wird jeweils 
hinter dem Wort „Südrhodesien" das Wort 
„(Rhodesien)" eingefügt. 

3. In § 10 Abs. 3 Satz 4 erhält die Nummer 2 fol- 
gende Fassung: 

„2. in den übrigen Fällen die Zollstelle, bei 
der das gemeinschaftliche Versandverfahren 
beginnt (Abgangszollstelle), jedoch bei der 
Ausfuhr im vereinfachten gemeinschaft- 
lichen Versandverfahren für Warenbeförde- 
rungen im Eisenbahnverkehr, sofern das Be- 
förderungspapier der Abgangszollstelle 
nicht vorzulegen ist, die für den Versand- 
bahnhof zuständige Zollstelle;". 


4. § 11 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Eine Ausfuhrsendung, deren Anmeldung 
die Versandzollstelle bescheinigt hat, darf von 
dem in der Anmeldung angegebenen Ort erst 
nach Ablauf der angegebenen Zeit, nach Zoll- 
beschau oder mit Zustimmung der Zollstelle ent- 
fernt werden." 

5. § 19 wird wie folgt geändert : 
a) In Absatz 1 wird 

aa) die Nummer 1 wie folgt gefaßt: 

J. a) Waren der gewerblichen Wirt- 
schaft bis zu einem Wert von 
dreihundert Deutsche Mark je 
Ausfuhrsendung, 

b) Waren der Ernährung und Land- 
wirtschaft bis zu einem Wert von 
fünfzig Deutsche Mark je Aus- 
fuhrsendung;", 

bb) hinter Nummer 31 wird folgende Num- 
mer 31a eingefügt: 

„31a. Jagd- oder Sportwaffen und die 
dazugehörige Munition, die 
a) von gebietsansässigen Rei- 
senden zum eigenen Ge- 
brauch mitgeführt werden, 
wenn der Ausführer eine 
nach § 28 des Waffenge- 

setzes vom 19. September 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 1797) aus- 
gestellte Waffenbesitzkarte 
mit sich führt und erklärt, daß 
die Waffen innerhalb von drei 
Monaten wieder eingeführt 
werden sollen, 
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b) von gebietsfremden Reisen- 
den bei der Einreise zum eige- 
nen Gebrauch mitgeführt 
worden sind und von ihnen 
wieder ausgeführt werden." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Absatz 1 Nr. 1 bis 4, 6, 17 bis 20, 22, 26 
bis 28, 31, 32, 38, 39 und 41 Buchstabe b findet 
keine Anwendung auf die in Teil I Ab- 
schnitt A, B und C der Ausfuhrliste (An- 
lage AL) genannten Waren. Für die Ausfuhr 
von Unterlagen zur Fertigung dieser Waren 
gilt das Genehmigungserfordernis des § 5 
Abs. 1 Satz 2." 

6. § 20 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Feste Brennstoffe der Nummern 2701 11, 
2701 19, 2701 50, 2702 10, 2702 50, 2704 19 und 
2704 60 des Warenverzeichnisses für die Außen- 
handelsstatistik sind der Versandzollstelle 
weder zu gestellen noch anzumelden." 

7. In § 20c Abs. 1 wird die Angabe „und 2102 11" 
ersetzt durch die Angabe „ , 2102 12 und 2102 13". 

8. § 27a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird das Wort „zweihundertvier- 
zig" durch das Wort „dreihundert" ersetzt, 

b) in Absatz 3 wird 

aa) in Nummer 1 Buchstabe b die Angabe 
„800, — DM" durch die Angabe „zwei- 
tausend Deutsche Mark" ersetzt, 
bb) die Nummer 2 wie folgt gefaßt: 

„2. bei der unmittelbaren Einfuhr in den 
freien Verkehr im Sammelzollan- 
meldeverfahren oder Anschreibever- 
fahren von entgeltlich eingeführten 
Waren, die für zum Vorsteuerabzug 
berechtigte Unternehmen eingeführt 
werden, der Vordruck E 2 f, E 2 f (Sp) 
oder E 2 g,". 

9. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 Buchstabe a wird das Wort 
„zweihundertvierzig" durch das Wort „drei- 
hundert" ersetzt, 

b) Nummer 33 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

,,d) Warenmuster und -proben; Erprobungs- 
und Untersuchungsware; Vorbilder,". 

10. In § 33 Abs. 3 wird die Angabe „5509 01" durch 
die Angabe „5509 02" ersetzt. 


11. In § 35a ist vor dem Absatz 1 folgende Über- 
schrift einzufügen: 

„Einfuhr von Gartenbauerzeugnissen". 

12. In § 35 b Abs. 1 wird die Angabe „(Warennum- 
mer 2102 11)" durch die Angabe „(Warennum- 
mern 2102 12 und 2102 13)" ersetzt. 

13. § 41 erhält folgende Fassung: 

„§ 41 

Beschränkung nach § 14 AWG 

Die Veräußerung von Nadelrohholz (Num- 
mern 4403 10, 4403 20, 4403 30, 4403 33 und 
4403 41 des Warenverzeichnisses für die Außen- 
handelsstatistik) im Rahmen eines Transithan- 
delsgeschäftes bedarf der Genehmigung, wenn 
Ursprungsland der Ware Österreich ist." 

14. Nach § 44a wird folgender § 44b eingefügt: 

„§ 44b 

Beschränkung nach § 6 Abs. 1 AWG 

Der Abschluß von Verträgen zwischen ge- 
bietsansässigen und gebietsfremden Seeschiff- 
fahrtsunternehmen bedarf insoweit der Ge- 
nehmigung, als die Verträge Bestimmungen über 
die Aufteilung von Ladungen und Frachten ent- 
halten." 

15. § 69b Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b erhält folgende 
Fassung: 

„b) aus Krediten, die an bestimmte Warenliefe- 
rungen oder Dienstleistungen der in Buch- 
stabe a genannten Art gebunden sind und 
deren Laufzeit dem handelsüblichen Zah- 
lungsziel für die Warenlieferung oder 
Dienstleistung entspricht; dies gilt auch, 
wenn die Kredite bereits vor Erbringung der 
Warenlieferungen und der hierfür erforder- 
lichen Dienstleistungen aufgenommen wer- 
den, soweit sie in handelsüblicher Weise für 
die an den Gebietsfremden während der 
Herstellung der Waren zu erbringenden 
Zahlungen verwendet werden und ihre 
Laufzeit spätestens mit dem handelsüb- 
lichen Zahlungsziel endet;". 

16. a) Die Vorderseiten der Anlage A 2 zur Außen- 

wirtschaftsverordnung (Klein- Ausfuhrerklä- 
rung zugleich Klein-Ausfuhranmeldung) und 
der dazugehörigen Durchschrift erhalten die 
Fassung der Anlagen 1 und 2 zu dieser Ver- 
ordnung. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 1. Juni 1973 — V4 (IVI2) — 651 69 — Au 21/73. 
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b) In Anlage E 2 d zur Außenwirtschaftsverord- 
nung (Einfuhrkontrollmeldung) wird im Kopf 
die Angabe „800 DM" durch die Angabe 
„ 2 000 DM" ersetzt. 

c) Anlagen E 2 f (Sp) und E 2 g (Anschreibung/ 
Einfuhranmeldung/Zollanmeldung) sind die 
Anlagen 3 und 4 zu dieser Verordnung. 


§ 2 

Die bisherigen Vordrucke Anlagen A 2 und E 2 d 
zur Außenwirtschaftsverordnung können noch bis 
zum 31. Dezember 1973 verwendet werden, sofern 
sie entsprechend der Vorschrift des § 1 Nr. 16 Buch- 
staben a und b abgeändert worden sind. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. § 1 
Nr. 5 findet im Land Berlin keine Anwendung, so- 
weit er sich auf Rechtsgeschäfte oder Handlungen 
bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kontroll- 
rates vom 20. Dezember 1946 oder nach sonstigem 
in Berlin geltenden Recht verboten sind oder der 
Genehmigung bedürfen. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Verkün- 
dung in Kraft, § 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe aa, Nr. 8 Buchstabe a und Nr. 9 Buchstabe a 
jedoch erst am 1. Januar 1974. 
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Anlage 1 


Klein-Ausfuhrerklärung zugleich Klein-Ausfuhranmeldung 

{§ 8 Abs. 3 der Außenwirtschaftsverordnung) (Nur für Sendungen im Werte bi« einschi. 2000 


DM) 


Anlage A 2 zur AWV 
Muster 4 a der AuSenhandel 


Ausfuhr: 

aus dem freien Verkehr 


Ausfuhrarten : 
A 

aus einem offenen Zollager A/OZL 

aus Lager (sonst. Zollager, Freihafenlager u. a.) B 
nach Eigenveredelung [nur zollamtlich bewilligte C 
nach Lohnveredelung < oder in Zollfreigebieien D 

zur pass. Veredelung Izugelaasene Veredelung E 


'nrendc'u Felder mcht 



Ausfertigung für Statistisches Bundesamt^ 
62 Wiesbaden, Postfach 028 


B t'.e Erläuterungen auf der Rückseite der 
Durchschrift der Klnm-Ausfuhrerklärung beachten 


2 Anlagen 


3 Vor angegangen e« Zoll4 


4 Anzahl der bet- 
gefügten Er- 
gänzungsblätter 


5 Ausfuhrgenehmigung vom 

Nr. 

gültig bis 


6 Ausgeführt mit Versand- AE Nr. 


Abgangszollatefie 
Versandschem ausgestellt am 
unter Nr. 

Stempel 


Stat. AnmSt. Nr- 


7 Aus führet (Name, Postleitzahl, Wohnort, Postfach.'StraBe und Hausnummer) 


Ich versichere die Richtigkeit meiner Angaben 
Ort und Datum 


8 Bei Ausgang über einen deutschen Seehafen oder rhemabwärts 

a) - vom Ausführer zutreffenden Hafen ankreuzen - 

Hamburg 1 I Bremen und I I 

| I Bremerhaven \ | 

b) - ggf. vom Warenführer zu ergänzen - 
Schiffsname, Verladetag und Ausladehafen 


Sonstiger 


G 


Unterschrift und Firmenstempel 


Firmenstempel 


10 VEftSANDANMßLDUNG: 

vertreten durch 


verpflichtet sich, di# unten bezeichn**«« War#«. mherbalb der vorgeachnebenen Frist, unverändert der 

Be8timmung«zod»tAtte ... — — - — — - ■ — gestellen. 

. (Ort) t ... ■ • I.» <*nn V^ ... | | .. .. . .I M - -V-. I. > 


ii Empfänger 


12 Ausfuhrart (zutreffend* Buchstaben aus 
den Vordruckkopt eintragen) 


13 Anlaß der Ausfuhr (z B Verkauf, zu oder nach wirtschaftlicher Lohnvered 
bewilligter Lohnveredelung) 

elung. nach rollamt 1. 



1 

16 entgeltlich □ unentgeltlich □ 
zutreffendes ankreuzen 



25 Verbrauchs -/Bestimmungsland Lander Nr 



30 Anzahl. Art, Zeichen und Nummern der Packstücke 

31 Warenbezeichnung (bei Veredelung auch Veredelungsarbeit angeben) 


32 

| 35 Versendungsland 

36 Rohgewicht m vollen kg 

****** 

38 Warennummer 

□ 

39 Ursprungsland 

□ 

40 Stück, Liter, Gramm usw. 

4 1 Eigengewicht in vollen kg 

42 Grenzübergangswert in vollen DM 


30 Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstücke 

(be unverpackten Waren Beförderungsmittel mit Nr oder Namen) 


31 Warenbezeichnung (bei Veredelung auch Veredelungsarbeit angeben, 


35 Versendung3land 


36 Rohgewicht in vollen kg 


37 Fh^s 


38 Warennummer 


39 Ursprungsland 


40 Sfücfr, Liter, Gramm usw. 


41 Eigengewicht in vollen kg 


42 Grenzübergangswert m vollen DM 


45 Vorgesehene 
Grenzübergang- 
stellen (u. Land) 


46 Benutzte 
Grenzüberaang- 
stellen (u. Land) 


Verkehrszweig GV Kennz. des Beförd.mittels C Nationalität/Flagge | 51 Letztes Versendungsland 


Eingang in die 
Gemeinschaft 


Beladung/ 

Umladung 


Umladung 


Umladung/ 

Entladung 


Ausgang aus der] 
Gemeinschaft 


52 Erstes Bestimmungsland^^* 

-m 
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Durchschrift der Klein-Ausfuhrerklärung 


(§ 8 Abs. 3 der Außenwirtschaftsverordnung) 


(Nur für Sendungen im Werte bis einschl.2000 DM) 


Anlage A 2 zur AWV 


Ausfuhr: Ausfuhrarten: 

aus dem freien Verkehr A 

aus einem offenen Zollager A/OZL 

aus Lager (sonst. Zollager, Freihafenlager u. a) B 
nach Eigenveredelung fnur zollamtlich bewilligte C 
nach Lohnveredelung s oder in Zollfretgebieten D 

zur pass. Veredelung ^zugelassene Veredelung E 


Verbleibt beim Ausführer 


2 Anlagen 


3 Vorangegangenes Zollverfahren 


4 Anzahl der bei 
gefügten Er- 
ganzungsblätter 


Anlage 2 




5 Ausfuhrgenehmigung vom 

Nr. 

gültig bis 


Stempel 


6 Ausgefuhrt mit Versand AE Nr. 


Ahgangszollstelle 
Versandleitern ausgestellt am 
unter Nr, 

Stempel 


Sfat. AnmSt. Nr„ 


7 Ausführer(Name, Postleitzahl, Wohnort, Postfach/Straße und Hausnummer) 


8 Bei Ausgang über einen deutschen Seehafen oder rhemabwärts 
a) - vom Aus führer zutreffenden Hafen ankreuzen - 


Hamburg 


7 I I Bremen und j I 

1 J Bremerhaven [ J 

b) - ggf. vom Warenführer zu ergänzen - 
Schiffsname, Verladetag und Ausladehafen 


Sonstigei 


'C 


Firmenstempel 


10 VEftSANDAKMELDUNG: 

vertreten durch 


verpflichtet sich, die unten bezeichnten Waren innerhalb der vor geschriebenen Frist < unverändert der 

Bestimmungszolfstelle — — * — — 

(Ort) den — 


Unterschrift * 


1t Empfänger 


1 2 Ausfuhrart (zutreffende Buchstaben at 
dem Vordruckkopl eintragen) 


13 Anlaß der Ausfuhr (z B Verkauf zu oder nach wirtschaftlicher Lohnveredeiung, n 
bewilligter Lohnveredelung) 


16 entgeltlich unentgeltlich l 
zutreffendes ankreuzen 


25 Verbrauchs- 'Bestimmungsland Lander Nr 


30 Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstücke 

(bei unverpackten Waren Beforderungsmitte 1 mit Nr oder Namen) 


31 Warenbezeichnung (bei Veredelung auch Veredelungsarbe't angeben) 


35 Versendungaland 


36 Rohgewicht m vollen kg 


38 Warennummer 


39 Ursprungsland 


40 Stück. Liter. Gramm usw. 


4 1 Eigengewicht >n vollen kg 


42 Grenzübergangswert m vollen DM 


30 Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstücke | 31 Warenbezeichnung < bei Veredelung auch Veredeiungsarbe>t angeben , 

I be. unverpackten Waren; Beförderungsmittel mit Nr oder Namen) 


32 


35 Versendungsland 


36 Rohgewicht m vollen kg 


38 Warennummer 


39 Ursprungsland 


40 Stück, Liter, Gramm usw 


4 1 Eigengewicht m vollen kg 


42 Grenzubergangswert in vollen DM 


45 Vorgesehene 
Grenzübergang- 
stellen (u Land) 


46 Benutzte 
Grenzübergang- 
stellen (u. Land) 


Verkehrszweig 


Eingang in die 
Gemeinschaft 


Kennz. des Beförd. mittels 


Nationalität/Flagge 


51 Letztes Versendungsland 


Beladung/ 

Umladung 


Umladung 


Umladung/ 

Entladung 


Ausgang aus de 
Gemeinschaft 


52 Erstes Bestimmungsland 
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Anlage E 2 f (Sp) zur AWV 


Stat. AnmSt. Nr. der überwachenden/ 
abrechnenden Zollstelle: 

Lfd. Nr. des Blattes: — 


Herstellungs-/ 

Ursprungsland Einkaufsland 

Lfd. Nr. Dat. d. Anschrbg. Nr. d. Belege 


Anschreibung / Einfuhranmeldung / Zollanmeldung 

für die unmittelbare Einfuhr in den freien Verkehr von entgeltlich 
eingeführten Waren, die nur der EUSt unterliegen und für zum Vorsteuerabzug 
berechtigte Unternehmen eingeführt werden 

4. Ausfertigung - Einfuhrkontrollmeldung - 

Vom Beauftragten / Zoll an das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft / Ernährung und Forstwirtschaft i) 


Benennung der Waren 
Zolibeteiligter: 


Warennummer 


Liefer- 

bedingung 


Bes. Maßstab 
(Stück, Liter, 
Gramm usw.) 


Eigengewicht 
in vollen kg 


8 

9 

10 

11 

12 

a) EUSt-Wert 

b) Grenzüber- 
gangswert 

Tarif- 

stelle 

Zoll- 

satz 

Ziel- 

Bundes-) 

land 

Ort 

der 

Einfuhr 


Rechnungsprei 

is: 


13 

EUSt-Betrag 


EE/EG/Einfuhrliz.(Dat. u. Nr.) 


Lfd. Nr. Dat. d. Anschrbg. 

1 

EE/EG/Einfuhrliz. (Dat. u. Nr.) 


Nr. d. Belege 
Einführer: 


Zolibeteiligter: 


I Rechnungspreis: 


Lfd. Nr. Dat. d. Anschrbg. 

I 

EE/EG/Einfuhrliz. (Dat. u. Nr.) 


Nr. d. Belege 
Einführer: 

— L -r- 


Zolibeteiligter; 


Lfd. Nr. Dat. d. Anschrbg. Nr. d. Belege Zollbeteiligter: 


EE/EG/Einfuhrliz. (Dat. u. Nr.) 


I Rechnungspreis: 


Rechnungspreis: 


Lfd. Nr. Dat. d. Anschrbg. 

I 

EE/EG/Einfuhrliz (Dat.u.Nr.) 


Nr. d. Belege 
Einführer: 


Zolibeteiligter: 


I Rechnungspreis: 


Einfuhrbestätigung der Anmeldestelle 

Die Einfuhr der Waren von Blatt Nr. 

bis Blatt Nr wird bestätigt. 

Abgegeben am „ 


Dienststempel 


Ich/Wir versichere(n) im Auftrag der Einführer, daß die Angaben richtig sind. 


Ort und Datum 


Firmenstempel und Unterschrift 


') Nichtzutreffendes streichen 
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Anlage E 2 g zur AWV 


Anschreibung / Einfuhranmeldung / Zollanmeldung 

für die unmittelbare Einfuhr in den freien Verkehr - auch in ein offenes Zollager - 
von entgeltlich eingeführten Waren, die Zöllen/Abschöpfungen unterliegen und 
für zum Vorsteuerabzug berechtigte Unternehmen eingeführt werden 

4. Ausfertigung - Einfuhrkontrollmeldung - 
Vom Zoll an das Bundesamt 

für gewerbliche Wirtschaft/Ernährung und Forstwirtschaft 4 ) 


(Name) 

(Anschrift) 


Einfuhrart Fl JSt-Satz % 

Einfuhr in den freien' Verkehr (A) 

Einfuhr in ein offenes Zollager (A/OZL) 

(zutr. Buchstaben eintragen, für jede Einfuhrart einen 
besonderen Vordruck verwenden) 


Monat 

Lfd. Nr. des Blattes: 


Stat AnmSt. Nr. der überwachenden/ 
abrechnenden Zollstelle.' 

9 I iö | n 


a) Rohgewicht 

b) Eigengewicht 
in vollen kg 


Grenzüber- 
gangswert 
in vollen DM 


9 

Tarifstelle 


Lfd. Nr. Dat. der Anschrbg. 


Nr. des Vorpapiers 


EE 3) 

[ ja [ | nein 


EG/Einfuhrliz. (Dat, u. Nr.) a) 

1 w 


. . . i . . . . i . 


Ich versichere, daß die Angaben richtig sind. 


i . . . i 


Ziel- O 

(Bundes-) de 

land Einf 

Rechnungspreis 



Rechnungspreis 



Einfuhrbestätigung der Anmeldestelle 


Die Einfuhr der Waren von Blatt Nr, _ 

bis Blatt Nr wird bestätigt. 

Abgegeben am - 


Dienststempel 


Ort und Datum 


Firmenstempel und Unterschrift 

(Die Unterschrift darf nicht durchgeschrieben werden) 


1 ) An geben, soweit für die Abgabenerhebung bedeutsam. ^ 

2 ) Angeben, soweit im AHStatWvz ein anderer Maßstab als kg jjT 

vorgesehen ist. CQ 

3 ) Zutreffendes ankreuzen. ^ 

4 ) Nichtzutreffendes streichen. 
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Vermerk 


Betr.: Sechsundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) 


1. Auf die in § 5 Abs. 2 AWV festgesetzte Frei- 
grenze sind nur die Waren eines Ausfuhrver- 
trages anzurechnen, die in Teil I Abschnitt C 
der Ausfuhrliste genannt sind. Dies wird durch 
eine redaktionelle Änderung verdeutlicht. 
(§ 1 Nr. 1 der Verordnung) 

2 Als weitere Klarstellung wird hinter der Länder- 
bezeichnung „Südrhodesien" in Klammern die 
für statistische Zwecke verwendete Bezeich- 
nung „Rhodesien" eingefügt. (§ 1 Nr. 2 der 
Verordnung) 

3. Da das vereinfachte gemeinschaftliche Versand- 
verfahren für Warenbeförderungen im Eisen- 
bahnverkehr auch bei Sendungen mit deutschem 
Beförderungspapier nach deutschen Bahnhöfen 
im Ausland Anwendung findet, wird § 10 Abs. 3 
Satz 4 AWV entsprechend geändert. (§ 1 Nr. 3 
der Verordnung) 

4 Die Einhaltung der im bisherigen § 1 1 Abs. 4 
AWV niedergelegten Verpflichtung ist für die 
Verlader mitunter mit besonderen Erschwerun- 
gen verbunden. Die Neufassung der Vorschrift 
sieht deshalb vor, daß die Verlader eine Aus- 
fuhrsendung auch außerhalb der in der Anmel- 
dung angegebenen Zeit und ohne Zollbeschau 
mit Zustimmung der Zollstelle von dem in der 
Anmeldung angegebenen Ort entfernen dürfen. 
(§ 1 Nr. 4 der Verordnung) 

5, Die Freigrenze für die Ausfuhr von Waren der 
gewerblichen Wirtschaft wird auf 300 DM er- 
höht (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 AWV), Die hierdurch 
erreichten Einsparungen von mehr als 300 000 
Anmeldescheinen im Monat wiegen die damit 
verbundenen relativ geringen statistischen In- 
formationsverluste mehr als auf. 

Für die Einfuhr von Waren der gewerblichen 
Wirtschaft wird die Wertgrenze für die Befrei- 
ung von der Vorlage einer Einfuhrkontrollmel- 
dung ebenfalls auf 300 DM angehoben (§ 27 a 
Abs. 2 AWV). Die gleiche Anhebung wird bei 
der erleichterten Einfuhr von Mustern und Pro- 
ben aus dem Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft vorgenommen (§ 32 Abs. 1 Nr. 4 AWV). 

Da die Vorschriften der Außenhandelsstatistik 
an die neuen AWV-Bestimmungen angepaßt 
werden müssen, treten die vorstehenden ge- 
nannten Änderungen der Wertgrenzen erst am 
1. Januar 1974 in Kraft. [§ 1 Nr. 5a), aa), Nr. 8a), 
Nr. 9a) und § 4 der Verordnung]. 

6. In den Katalog der Befreiungstatbestände bei 
der Ausfuhr (§ 19 Abs. 1 AWV) wird die Mit- 
nahme von Jagd- und Sportwaffen zum eigenen 


Gebrauch aufgenommen. Die bisherige Rege- 
lung konnte im Hinblick auf die strengen Be- 
stimmungen des neuen Waffengesetzes aufge- 
geben werden. [§ 1 Nr. 5 a) bb) der Verordnung] 

7. Verfahrenserleichterungen nach § 19 AWV gel- 
ten in Zukunft auch für die Ausfuhr von Unter- 
lagen zur Fertigung genehmigungsbedürftiger 
Waren, da sich die bestehenden Verfahrensvor- 
schriften mit der Zunahme des technischen In- 
formationsaustausches als zunehmend hinder- 
lich erweisen und diese Unterlagen überdies 
immer schwerer wertmäßig zu erfassen und 
durch die Zollstellen von anderen Fertigungs- 
unterlagen zu unterscheiden sind. Den notwen- 
digen Sicherheitsgesichtspunkten wird durch die 
Aufrechterhaltung des Genehmigungserforder- 
nisses nach § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV vollauf 
Rechnung getragen. [§ 1 Nr. 5 b) der Verord- 
nung] 

8. Verschiedene Warennuinmern werden dem ab 
1. Januar 1973 gültigen Warenverzeichnis für 
die Außenhandelsstatistik angepaßt. (§ 1 Nr. 6, 
7, 10, 12 und 13 der Verordnung) 

9. Die vom Statistischen Bundesamt inzwischen für 
die Außenhandelsstatistik zugelassenen An- 
meldescheine für im Sammelzollanmeldeverfah- 
ren oder im Anschreibeverfahren eingeführte 
Waren (§ 27 a Abs. 3 Nr. 2 AWV) werden als 
Vordrucke der AWV übernommen. [§ 1 Nr. 8 b) 
bb) und Nr. 16 c) der Verordnung] 

10. Durch den neuen § 44 b AWV wird die Beteili- 
gung deutscher Reedereien an internationalen 
Abkommen über die Aufteilung von Ladungen 
und Frachten unter Genehmigungsvorbehalt ge- 
stellt. Die Bundesregierung kommt damit einem 
häufig an sie herangetragenen Wunsch der deut- 
schen Reedereien und zugleich der Aufforde- 
rung des Deutschen Bundestages in seinem ein- 
stimmigen Beschluß vom 18. Juni 1971 (Bundes- 
tags-Drucksache VI/2283) nach. 

Der Genehmigungsvorbehalt dient dem Schutz 
der deutschen Seeschiffahrt vor protektionisti- 
schen Maßnahmen einzelner Schiffahrtsländer, 
die den Wettbewerb im internationalen Linien- 
verkehr verfälschen, einschränken oder verhin- 
dern oder zu Beschränkungen des Wirtschafts- 
verkehrs mit der Bundesrepublik führen. Er soll 
den deutschen Reedereien beim Abschluß inter- 
nationaler Abkommen über die Aufteilung von 
Ladungen und Frachten eine angemessene Be- 
teiligung am Linienverkehr sichern. Ziel der 
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Bundesregierung ist es dagegen nicht, in § 44 b 
AWV auch Vereinbarungen über die Festset- 
zung von Tarifen zu erfassen, (§ 1 Nr. 14 der 
Verordnung) 

11. Die Ergänzung des § 69 b Abs. 1 Nr. 1 b AWV 
erstreckt die Depotfreiheit von gebundenen 
Finanzkrediten, die deutsche Importeure im 
Ausland aufnehmen, auf die Fälle, in denen be- 
reits vor der Erbringung von Warenlieferungen 
und damit zusammenhängenden Dienstleistun- 
gen während der Herstellungszeit bestimmte 
Vorauszahlungen an den ausländischen Liefe- 


ranten geleistet werden müssen. Diese zusätz- 
liche Ausnahme gilt jedoch nur, wenn und so- 
weit solche Vorauszahlungen handelsüblich 
sind. Fälle dieser Art sind bisher bei bestimmten 
Investitionsgüterlieferungen bekannt geworden. 
(§ 1 Nr. 15 der Verordnung) 

12. Die Vordrucke „Klein-Ausfuhrerklärung zu- 
gleich Klein-Ausfuhranmeldung" (Anlage A 2 
zur AWV) sowie „Einfuhrkontrollmeldung" 
(Anlage E 2 d zur AWV) werden aus statisti- 
schen Gründen geändert. [§ 1 Nr. 16 a) und b) 
der Verordnung] 
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